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Drucksache 298 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 
(19. Ausschuß) 

über den 

1. Entwurf eines Gesetzes betreffend die Vereinbarungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und den Vertretern der Gläu- 
biger und Garantiemächte über die Haftung der Bundesrepublik 
Deutschland für gewisse österreichische Ausländsanleihen, 

2. Entwurf eines Gesetzes betreffend die Vereinbarungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
über die Regelung der Forderungen der Französischen Republik 
an die Bundesrepublik Deutschland, 

3. Entwurf eines Gesetzes betreffend die Vereinbarungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Fürstentum Liechten- 
stein über die Regelung der Forderungen des Fürstentums 
Liechtenstein an die Bundesrepublik Deutschland 

— Drucksache 64 — 


A. Bericht des Abgeordneten Seuffert: 

Der Ausschuß hat über die Vorlage gemeinsam 
mit den Ausschüssen für auswärtige Angelegen- 
heiten und Geld und Kredit beraten. Den Gesetzen 
über die Vereinbarungen mit der Französischen 
Republik und mit dem Fürstentum Liechtenstein 
haben die Ausschüsse nach Erörterung der finan- 
ziellen und rechtlichen Grundlage einstimmig zu- 
gestimmt. 

Bezüglich des Gesetzes betreffend die Verein- 
barungen über die Haftung der Bundesrepublik 
Deutschland für gewisse österreichische Ausländs- 
anleihen haben die Ausschüsse es begrüßt, daß die 
Bundesrepublik die Haftung nur für Zinsleistun- 
gen, jedoch nicht für Tilgungsleistungen übernom- 
men hat. Wegen des Zusammenhangs dieser Frage 
mit der Gesamtabrechnung zwischen der Bundes- 
republik und der Bundesrepublik Österreich, ins- 
besondere auch mit der Lage des deutschen Vermö- 
gens in Österreich, haben es die Ausschüsse für 
richtig gehalten, sich über den Stand dieser Fragen 
zu orientieren. Sie haben zu diesem Zweck einen 
gemeinsamen Unterausschuß gebildet, der sich über 
die Lage des deutschen Vermögens in Österreich, 
den Stand der diesbezüglichen Ermittlungen und 
die Schwierigkeiten, welche Verhandlungen über 
diese Fragen entgegenstehen, eingehend berichten 
ließ. Auf Vorschlag des Unterausschusses haben die 
Ausschüsse den Wunsch ausgesprochen, daß die im 
Gang befindlichen Arbeiten beschleunigt weiter- 
geführt und ausgewertet werden, und daß die 
Bundesregierung alle Möglichkeiten ausnützen 
möge, um in Verhandlungen über das deutsche 


Vermögen in Österreich und die sonstigen im Ver- 
hältnis zu Österreich schwebenden Fragen zu kom- 
men. Dieser Wunsch hat seinen Niederschlag gefun- 
den in einem gemeinsamen Schreiben der drei 
Ausschüsse an den Herrn Bundesminister der 
Finanzen, welches lautet: 

Deutscher Bundestag 

Bonn, den 26. Februar 1954 

Die Vorsitzenden 
der Ausschüsse für Finanz- 
und Steuerfragen, 

Geld und Kredit, 
auswärtige Angelegenheiten 

An den 

Bundesminister der .Finanzen 
Herrn Fritz Schäffer 
Bonn 

Betr.: Entwurf eines Gesetzes betreffend die Ver- 
einbarungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vertretern der Gläubi- 
ger und Garantiemächte über die Haftung 
der Bundesrepublik Deutschland für gewisse 
österreichische Ausländsanleihen — Druck- 
sache 64, Anlage I — . 

Sehr verehrter Herr Schäffer! 

Die Ausschüsse für Finanz- und Steuerfragen, 
auswärtige Angelegenheiten und Geld und Kredit 
haben im Zusammenhang mit der Beratung der 
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Drucksache 64 am 15. Januar 1954 einen Unteraus- 
schuß gebildet, der sich am 21. Januar in Anwesen- 
heit von Sachverständigen einen Überblick über die 
Lage des deutschen Vermögens in Österreich zu 
verschaffen suchte. 

Zu seinem Bedauern mußte der Unterausschuß 
feststellen, daß das vorhandene umfangreiche Ma- 
terial noch nicht soweit ausgewertet ist, daß sich 
ein genauer zahlenmäßiger Überblick über die 1945 
vorhandenen deutschen Vermögenswerte und über 
ihr derzeitiges Schicksal gewinnen ließ. Besonders 
in Kenntnis des umgekehrten Bemühens der öster- 
reichischen Behörden, eingehendes Material über 
eventuelle österreichische Ansprüche gegenüber 
dem Reich zusammenzustellen, hielt es der Unter- 
ausschuß für dringend erforderlich, daß seitens der 
Bundesregierung die Auswertung und Ergänzung 
des Materials beschleunigt durchgeführt wird. 

Der Unterausschuß hielt es für wünschenswert, 
daß eine solche Übersicht nach zwei Gesichtspunk- 
ten aufgegliedert würde. Einmal sollte unterschie- 
den werden zwischen privaten und öffentlichen 
Vermögen in Österreich, zum anderen sollte fest- 
gestellt werden, welches Schicksal diese Vermögen 
inzwischen genommen haben, unter wessen Ver- 
waltung sie stehen, ob sic verstaatlicht wurden, 
wieviel Rückstellungsfälle vorliegen und welche 
Werte in die USIA auf gegangen sind; auch sollten, 
soweit möglich, Feststellungen über die Herkunft 
der Vermögen getroffen werden. 

Die Hauptausschüsse haben sich am 25. Februar 
1954 diese Ansicht des Unterausschusses zu eigen 
gemacht. Sie waren der Meinung, daß es dringend 
notwendig sei, die erforderlichen — • z. T. auch 

B. Antrag des Ausschusses : 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Entwurf eines Gesetzes betreffend die Vereinbarungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vertretern 
der Gläubiger und Garantiemächte über die Haftung der Bun- 
desrepublik Deutschland für gewisse österreichische Ausländs- 
anleihen mit den aus der nachstehenden Anlage 1 ersichtlichen 
Änderungen zuzustimmen; 

2. dem Entwurf eines Gesetzes betreffend die Vereinbarungen 
zwisdien der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen 
Republik über die Regelung der Forderungen der Französisdien 
Republik an die Bundesrepublik Deutschland mit den aus der 
nadistehenden Anlage 2 ersichtlichen Änderungen zuzustimmen; 

3. dem Entwurf eines Gesetzes betreffend die Vereinbarungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Fürstentum 
Liechtenstein über die Regelung der Forderungen des Fürsten- 
tums Liechtenstein an die Bundesrepublik Deutschland unver- 
ändert nach der Vorlage zuzustimmen. 

Bonn, den 25. Februar 1954 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Wellhausen Seuffert 

Vorsitzender Berichterstatter 


organisatorischen — Maßnahmen zu treffen, um für 
den Zeitpunkt der Auseinandersetzung mit Öster- 
reich über die Abrechnung von Forderungen und 
Verbindlichkeiten gerüstet zu sein. 

In der Zwischenzeit möge die Bundesregierung 
alle Anstrengungen machen, um mit österreichi- 
schen Stellen ins Gespräch über die derzeitige 
Behandlung des deutschen Vermögens in Österreich 
zu kommen, wobei die Härtefälle besonders be- 
schleunigt behandelt werden sollten. 

Die Ausschüsse geben der Hoffnung Ausdruck, 
daß der Bundesminister der Finanzen diesem 
Schreiben dasselbe Gewicht beilegt wie einer vom 
Bundestag gefaßten Entschließung. Sie haben des- 
halb davon abgesehen, dem Bundestag eine Ent- 
schließung zur Annahme vorzulegen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung! 
gez. Dr. Wellhausen gez. D. Dr, Gerstenmaier 
gez. Scharnberg 

Die Ausschüsse haben sodann einstimmig be- 
schlossen, auch diesem Gesetzentwurf zuzustim- 
men. Die vorgeschlagenen redaktionellen Änderun- 
gen ergeben sich aus dem Zeitablauf bei der In- 
kraftsetzung des Londoner Schuldenabkommens. 

' Der Berichterstatter erlaubt sich, noch darauf 
hinzuweisen, daß nach neuesten Pressemeldungen 
nunmehr auch die Österreichische Bundesrepublik 
den Wunsch ausgesprochen hat, in Verhandlungen 
mit der Bundesrepublik einzutreten. 

Bonn, den 5. März 1954 

Seuffert 

Berichterstatter 
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Anlage 1 


Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes betreffend die Vereinbarungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und den Vertretern der Gläubiger 
und Garantiemächte über die Haftung der Bundesrepublik Deutschland 
für gewisse österreichische Ausländsanleihen 

— Drucksache 64, Anlage I — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes betreffend die Verein- 
barungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vertretern der Gläu- 
biger und Garantiemächte über die Haftung 
der Bundesrepublik Deutschland für gewisse 
österreichische Ausländsanleihen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Den Vereinbarungen zwischen der Deut- 
sdien Delegation für Auslandsschulden und 
den Vertretern der Gläubiger und Garantle- 
niädite über die Haftung der Bundesrepublik 
Deutschland für gewisse österreichische Aus- 
ländsanleihen wird zugestimmt. 

Artikel II 

(1) Die Vereinbarungen, die in den als 
Anlagen 1 bis 12 beigefügten Urkunden ent- 
halten sind, werden mit Gesetzeskraft ver- 
öffentlicht. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes betreffend die Verein- 
barungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Vertretern der Gläu- 
biger und Garantiemächte über die Haftung 
der Bundesrepublik Deutschland für gewisse 
österreichische Ausländsanleihen 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 
unverändert 


Artikel II 
(1) unverändert 


3 



Entwurf 

(2) Der Tag, an dem die Vereinbarungen 
in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzugeben. 


(3) Die Vereinbarungen gelten nach ihrem 
Inkrafttreten in jeder Hinsidit als Anlage 
zum Abkommen über deutsclie Auslands- 
schulden vom TI, Februar 1953 (Bundes- 
gesetzbl. 1953 II S. 331). 

Artikel III 

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

(2) Der Tag, an dem die Vereinbarungen 

gemäß den Artikeln 19 und 35 des Abkom- 
mens vom 27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden (Bundesgesetzbl. II S. 331) 
in Kraft treten, Ist der 16. September 1953. 

(3) Die Vereinbarungen gelten mit Ihrem 
Inkrafttreten in jeder Hinsidit als Anlage 
zum Abkommen vom 27. Februar 1953 
über deutsdie Auslandsschulden. 

A r 1 1 k e 1 III 

unverändert 
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Anlage 2 


Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes betreffend die Vereinbarungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen Republik 
über die Regelung der Forderungen der Französischen Republik 
an die Bundesrepublik Deutschland 

— Drucksache 64, Anlage II — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(19. Ausschuß) 


Entwurf ^ 

Entwurf eines Gesetzes betreffend die Ver- 
einbarungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Republik 
über die Regelung der Forderungen der Fran- 
zösischen Republik an die Bundesrepublik 

Deutschland 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
b^clilossen: 

Artikel I 

Den durch Briefwechsel vom 10. Dezem- 
ber 1952 und vom 24. Dezember 1952 zwi- 
schen der Deutschen Delegation für Aus- 
landsschulden und der Französischen Dele- 
gation im Dreimächteausschuß für deutsdie 
Schulden enthaltenen Vereinbarungen wird 
zugestimmt. 

Artikel II 

(1) Die Vereinbarungen werden nach- 
stehend mit Gesetzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem sie In Kraft treten, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes betreffend die Ver- 
einbarungen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Republik 
über die Regelung der Forderungen der Fran- 
zösischen Republik an die Bundesrepublik 
Deutschland 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 
unverändert 


Artikel II 

(1) unverändert 

(2) Der Tag, an dem die Vereinbarungen 

gemäß den Artikeln 19 und 35 des Abkom- 
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Entwurf 


(3) Die Vereinbarungen gelten mit ihrem 
Inkrafttreten in Jeder Hinsicht als Anlage 
zum Abkommen über deutsdie Auslands- 
schulden vom 27. Februar 1953 (Bundes- 
gesetzbl. 1953 II S. 331). 

Artikel III 

Das Gesetz tritt mit dem Tage seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

mens vom 27. Februar 1953 über deutsche 
Auslandsschulden (Bundesgesetzbl. II S. 331) 
ln Kraft treten, ist der 16. September 1953. 

(3) Die Vereinbarungen gelten mit ihrem 
Inkrafttreten ln jeder Hinsidit als Anlage 
zum Abkommen vom 27. Februar 1953 über 
deutsche Auslandsschulden. 

Artikel III 
unverändert 
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